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Kanzleramt lehnt
Autonomen-Datei ab
Kanzleramtsminister Thomas de Mai-
zière hat sich gegen neue gesetzliche
Regelungen ausgesprochen, um effek-
tiver gegen Gewalttäter aus der auto-
nomen Szene vorgehen zu können.
Die Rechtslage sei ausreichend, sagte
der CDU-Politiker gestern in der ARD:
„Ich glaube nicht, dass wir eine spe-
zielle Datei für Autonome brauchen.“
Damit wies der Kanzleramtschef Par-
teikollegen zurecht, die nach den
Krawallen rund um den G8-Gipfel ein
härteres Vorgehen gegen gewaltbereite
Linksradikale gefordert hatten. Nieder-
sachsens Innenminister Uwe Schüne-
mann (CDU) verlangte etwa den Auf-
bau einer europaweiten Autonomen-
Datei. Um die Einreise ausländischer
Gewalttäter künftig bei Großereignis-
sen verhindern zu können, sollten
Erkenntnisse über militante Auto-
nome bei der Polizeibehörde Europol
gesammelt werden. Innenstaatssekre-
tär August Hanning (CDU) hatte sich
zudem für eine stärkere Überwachung
von Autonomen eingesetzt. REUTERS

Henrico Frank bekommt
unbefristeten Job
Der nach seiner Begegnung mit SPD-
Chef Kurt Beck berühmt gewordene
ehemalige Hartz-IV-Empfänger Hen-
rico Frank hat einen festen Job. Vier
Monate nach seinem Einstieg als
Punkexperte beim Frankfurter Fern-
sehsender iMusic 1 wurde Frank ges-
tern in ein unbefristetes Arbeitsver-
hältnis übernommen. Der Geschäfts-
führer des Senders, Vladislav Martse-
niouk, sagte, der neue Mitarbeiter ha-
be bewiesen, dass er die Herausforde-
rungen des Jobs meistern wolle. Frank
war Ende 2006 bekannt geworden, als
Beck ihm auf Kritik an den Hartz-Re-
formen hin empfohlen hatte, sich zu
waschen und zu rasieren, um einen
Job zu finden. Zwar hatte Frank auf
Vermittlung der Mainzer Staatskanzlei
mehrere Jobangebote erhalten, jedoch
alle Offerten ausgeschlagen. FTD, AP
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Politik will
CO2-Preis deckeln
Experten suchen das richtige Maß bei Versteigerung von Klimazertifikaten 

VON TIMM KRÄGENOW , BERLIN

D
eutschland steht vor einer
Premiere: einer Auktion, die
auf keinen Fall zu viel Geld

bringen soll. Voraussichtlich ab
kommendem Jahr wird die Bun-
desregierung nicht mehr alle
CO2-Emissionsrechte kostenlos an
Kraftwerksbetreiber vergeben, son-
dern zunächst zehn Prozent davon
versteigern. „Normalerweise sind
bei einer Versteigerung hohe Ein-
nahmen das Ziel“, sagt Klimaex-
perte Jürgen Hacker. Bei der Rech-
teversteigerung aber gehe es nur
um ein klares Signal an die Investo-
ren, nicht aber um Höchstpreise. 

Zu hohe Auktionserlöse, da sind
sich Bundesumweltminister Sig-
mar Gabriel, die Opposition und
alle Experten einig, wären schäd-
lich. Würden die Preise für die Zer-
tifikate in absurde Höhe getrieben,
könnte der Strompreis für ganz
Deutschland deutlich steigen. Das
wollen weder Politiker noch Strom-
verbraucher. Und deshalb wurde
gestern bei einer Bundestagsanhö-
rung auch darüber nachgedacht,
wie Mondpreise bei der Klima-Auk-
tion vermieden werden können. 

Die Gefahr höherer Strompreise
erklärt sich aus der Rolle der Emissi-
onszertifikate bei der Bildung des
Strompreises. Obwohl die Ener-
gieunternehmen nahezu alle Emis-
sionsrechte kostenlos vom Staat er-
halten, schlagen sie deren Börsen-
preis auf den Strompreis auf. Diese
Einpreisung ist für den Laien nur
schwer verständlich, unter Ökono-
men aber unumstritten. „Es gibt ein
Interesse, dass der Zertifikatspreis
möglichst hoch ist“, sagt Hacker,
der den Bundesverband Emissions-
handel und Klimaschutz vertritt. 

Je höher ab 2008 der Auktions-
preis für die zehn Prozent verstei-
gerte Rechte steigt, desto höher fällt
der Aufschlag auf den Strompreis
aus. Schon heute wird der Gewinn
der Energiebranche durch die Ein-

preisung der Emissionsrechte auf
mehrere Milliarden Euro jährlich
geschätzt. „Wenn man die Verstei-
gerung den großen Unternehmen
überlässt, besteht die Gefahr, dass
sie den Zertifikatspreis hochjazzen,
um insgesamt den Strom verteuern
zu können“, erläutert der Grünen-
Abgeordnete Reinhard Loske die
Besorgnis, die fast alle Fachpolitiker
teilen.

Die Frage ist, welches Versteige-
rungsdesign die künstliche Ver-
teuerung der Zertifikate verhindern
kann. „Es könnte sinnvoll sein, die
Ersteigerungsmöglichkeiten der
großen Energieversorger zu be-
grenzen“, sagt der FDP-Abgeord-
nete Michael Kauch. Nach einem
solchen Konzept dürfte jeder
Marktteilnehmer nur eine be-
stimmte Menge Rechte ersteigern

und seiner Konkurrenz keine Zerti-
fikate wegkaufen. Experten warnen
aber, dass dies über Strohmänner
umgangen werden könnte. 

Um die Preise nicht in die Höhe
zu treiben, wird voraussichtlich
auch auf eine Inszenierung der
Auktion verzichtet, die Spannung
und Unsicherheit in die Höhe
treibt. „Die Versteigerung sollte
nicht zu einem Zeitpunkt stattfin-
den, sondern auf mehrere regelmä-
ßige Termine verteilt werden“, sagt
Felix Matthes vom Öko-Institut. Au-
ßerdem sollte wie in den USA jedes
einzelne Gebot mit Namensnen-
nung im Internet veröffentlicht
werden. „Dann hören Manipulatio-
nen schnell auf“, sagt Matthes.
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Ist das Klima noch zu retten?


